
Das Wohnungsdefizit i11 Baden-Württemberg am 31.Dezeinber 1959 

Gebietsweise Auswirl,ung tler Hereehnungen 

Im Anschluß an das am 1. Juli 1960 verahsd1iedete Gesetz 
über den Abhau der Wohnungszwangswirtsd1aft und über 
ein soziales Miet- und \Vohnrecht (kurz „Lücke-Plan" ge­
nannt) wurde durd1 Rechtsverordnung der Landesregierung 
am 1. Oktober dieses Jahres die \Vohnraumbewirtsd1aftung 
in den Stadt- und Landkreisen aufgehoben, in denen die 
Zahl der Wohnparteien die Zahl der vorhandenen Normal­
wohnungen (ohne die beschränkt bewohnbaren) am 31. De­
zember 1959 um weniger als 3 vH überschritten hat. Die 
damit ausgesprochene pauschale Behandlung der Kreise kann 
gcmeindeweise durchbrochen werden, wenn in sogenannten 
,,weißen" Kreisen noch Brennpunkte der Wohnungsnot be­
stehen, das hei13t: Gemeinden mit mehr als 10 000 Einwoh­
nern, die am 31. Dezember 1959 ein rechnerisches \Vohnungs­
defizit von über 5 vH aufwiesen, oder Gemeinden mit mehr 
als 2000 Einwohnern, deren Wohnungsdefizit Ende 1959 über 
3 vH betrug und deren Bevölkerung in den letzten drei 
Jahren vor dem 1. Januar 1960 zahlenmäßig nm mehr als 
10 vH angewachsen war, können durch Red1tsverordnung der 
Landesregierung die \Vohnraumhewirtsd,aftung noch auf­
rech !erhalten, falls es die wohnungswirtsdrnftlichen Verhält­
nisse erfordern. Da die betroffenen Gemeinden nur auf An­
trag in die Rechtsverordnung einbezogen werden, steht noch 
nicht fest, ob ihre endgültige Zahl mit der Zahl überein­
stimmt, die sich aus den rechnerischen Defiziten ergibt, oder 
ob sie darunter liegt. Offenbar herrscht noch eine gewisse Un­
klarheit über diese Frage, da es einerseits Gemeinden gibt, 
die vollauf berechtigt wären, die Wohnraumbewirtschaftung 
heizubehalten, aber keinen Gebrauch davon machen wollen. 
andererseits solche, die rechnerisch eine verhältnismäßig aus: 
geglichene Wohnungslage aufweisen, aber gleichwohl die 
Wohnungszwangswirtschaft beibehalten möchten. 

Da für die Feststellung des Wohnungsdefizits die Zahlen 
der amtlichen Bautätigkeitsstatistik und der Wohnungsstati­
stik 1956/57 heranzuziehen sind, werden das Statistische 
Bundesamt und die StatistischenLandesämter in die Prozedur 
der Durd1führung des Lücke-Plans insoweit eingesd1altet, als 
sie das Wohnungsdefizit für die im Gesetz aufgeführten Ge­
bietseinheiten zu berechnen haben. 

Bevor auf die Methode eingegangen wird, sei als Ergebnis 
der Berechnungen herausgestellt, daß am 1. Oktober 1960 von 
den 557 Kreisen im Bundesgehiet in 94 Kreisen (rnnd 17 vH) 
die Wohnungszwangswirtschaft aufgehoben wird. Von diesen 
„weißen" Kreisen entfallen auf Baden-Württemberg ein 
Stadtkreis und 36 Landkreise, auf Bayern 28, auf Rheinland­
Pfalz 24, auf Nordrhein-Westfalen vier Kreise und auf Hes­
sen ein Kreis. 

Der Hauptanteil der freigegehenen Gebiete konzentriert 
sich mit 89 Kreisen auf die südlich gelegenen Länder des 
Bundesgebiets. Für Baden-Württemberg selbst ergibt sich 
hinsichtlich der vier Regierungsbezirke eine ähnlid1e Streuung, 
da auch hier die beiden südlichen Landesteile stärker be­
troffen sind als die nördlid1en. So werden in Nordwürttem­
herg von 22 Kreisen sechs (Aalen, Heilbronn, Mergentheim, 
Öhringen, Schwäbisch Hall, Vaihingen) von der Wohnraum­
hewirtsd1aftnng ausgenommen; in Nordbaden von 13 Kreisen 
fünf (Bruchsal, Heidelberg, Mannheim, Pforzheim, Sinsheim), 
in Südhaden von 20 Kreisen 13 (Baden-Baden, Bühl, Donau­
eschingen, Emmendingen, Freiburg-Land, Hochschwarzwald, 
Kehl, Lahr, Offenburg, Rastatt, Stockam, Überlingen, Wolf­
ach) und in Südwürttemberg-Hohenzollern von 17 Kreisen 1:3 
(Balingen, Biherach, Calw, Ehingen, Freudenstadt, Hechingen, 
Horh, Münsingen, Rottweil, Saulgau, Sigmaringen, Tuttlingen, 
Wangen). 

Unabhängig davon, oh die stufenweise Aufhebung der 
Wohnungszwangswirtschaft gegenwärtig als erwünsmt oder 
als verfrüht anzusehen ist - ein Thema, das nur im wohnungs­
politisd,en Zusammenhang zu erörtern ist - verdient zunächst 
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eine andere Frage klar beantwortet zu werden: \Veshalh näm­
lich gerade in Baden-\Vürttemherg, und dort besonders in 
den südlid,en Regierungsbezirken, in gehäuftem Maße 
„weiße" Kreise auftreten. Hierfür sind außer der von den 
nördlichen Landesteilen abweichenden Wirtschaftsstruktur 
zwei grundlegende Tatsad,en maßgebend. Einmal ist während 
der ,,ergangenen zehn Jahre mit einer Bauleistung von rund 
720 000 Normalwohnungen, die einem \Vohnungszugang von 
rund 50 vH entspricht, die Bauintensität in Baden-Württem­
berg so stark gewesen, daß sie, wenn man die beiden Stadt­
staaten Hamburg und Bremen außer acht läßt, prozentual nur 
noch von Nordrhein-Westfalen übertroffen wurde. Zum ande­
ren mul~ hei der Beurteilung der Bautätigkeit und des abzu­
tragenden. Wohnungsdefizits in Rechnung gestellt werden, 
daß der Wohnungsbedarf der einzelnen Bundesländer zu Be­
ginn der eigentlichen Bautätigkeit im Jahre 1950, die durch 
das Erste \Vohnungsbaugesetz noch gefördert wurde, recht 
verschieden war. So entfielen 1950 auf 1000 Einwohner des 
damaligen Wohngehiets Baden-Württembergs 224 und in 
Rheinland-Pfalz 234 Normalwohnungen, während es in Schles­
wig-Holstein 175, in Niedersachsen 165, in Bayern 187 und in 
Hessen 204 waren. Die Untersmiede sind also schon 1950 
recht heträchtlich gewesen. Der geringere Wohnungsbedarf des 
damaligen Gebietes Baden-Württemhergs und des Landes 
Rheinland-Pfalz gegenüber den übrigen Bundesländern ist 
offensichtlich darauf zurückzuführen, daß Rheinland-Pfalz 
und die beiden südlichen Teile Baden-Württembergs zur 
französischen Besatzungszone gehörten, die bekanntlich län­
gere Zeit nicht als Aufnahmegebiet für Flüchtlinge in Be­
trad1t kam. 

Dem Zusammenwirken der beiden Faktoren - geringeres 
Anfangsdefizit an Wohnungen und äußerst starke Bauinten­
sität - ist es überwiegend zuzuschreiben, daß sich Ende 1959 
für Baden-\Vürttemherg trotz der Zunahme der Bevölkerung 
innerhalb der vergangenen zehn Jahre um rund 17 vH ein 
verhältnismäßig niedriges Wohnungsdefizit für das gesamte 
Land ergiht (5,4 vH). Es •ist eben sd1led1terdings nicht gut 
möglich, einerseits die immense Bauleistung seit dem Inkraft­
treten des Ersten Wohnungsbaugesetzes, auf die das Land 
Iladen-Würllemhcrg mit Recht stolz ist, hervorzuheben und 
andererseits den damit verbundenen laufenden Abhau des 
Wohnungsdefizits zu bestreiten. 

Wenn also die Wohnungsdefizitzahlen der einzelnen Länder 
voneinander abweid1en, so liegt das nicht an einer unter­
schiedlichen Aufbereitung wohnungsstatistisdier Daten; viel­
mehr sind die Ergebnisse sowohl der Wohnungszählung 
19.56/57 wie auch der Bautätigkeits- und Bauüberhangsstatistik 
nach hundeseinheitlichen Richtlinien erstellt und ausgewertet 
worden. Anders steht es mit dem Einfluß, der sich etwa durd1 
verschiedene Bauweisen in den Bundesländern auf die Woh­
nungsdefizitberechnungen hätte bemerkbar machen können. 
Darüber später bei der Beurteilung der Berechnungsmethode. 

Die ltletho,le de1.· Wobnungstleftzitberechnung 

Da nach § 3 c des Gesetzes die Kriterien für die Beibehal­
tung oder für den Abhau der Wohnungszwangswirtschaft der 
amtlichen Statistik entnommen werden, unterliegen - wie 
vorauszusehen war - in jenen Fällen, wo das rechnerische 
Wohnungsdefizit nicht den eigenen Maßstäben oder Intentionen 
eines Kreises oder einer Gemeinde entspricht, die amtlichen 
Zahlen einer gewissen Kritik, die zumeist darauf abhebt, daß 
die Statistik nicht „die tatsächlichen Verhältnisse" wider­
spiegle. Hierbei wird jedoch nimt bedacht, daß die von der 
amtlichen Statistik verwerteten Zahlen einerseits von den 
Gemeindeverwaltungen anläßlich der Wohnungszählung 
1956/57 und andererseits von den zuständigen Bauämtern im 
Rahmen der Bautätigkeitsstatistik auf Vollständigkeit und 
Richtigkeit überprüft worden sind. Der Einwand, daß die 
Zahlen „falsch" seien, müßte daher in jedem Fall die Ge­
meindeverwaltungen und Bauämter selbst treffen. 



Wohnungslage in den Stadt- und Landkreisen Baden-Wiirllemhergs 
am 31. Dezember 1959 

( ßcrcd111ct gemäß Art. II § 3 c des Gesetzes über den Ahhau der 
' Wohnu11gs1.w,wgswirtsd1aft und über ein soziales l\lict- und Wolturedit 

vom 1. Juli 1960) 

Wohn- Wohnungs- Normal-
Wohnungs• 

Kreis defizi1 in \"H 
Hcgierungsbezirk 

bevölkerung anwiirterl) wohnungs-
des Normal-

am am bcstand2) am 
Land 31.12.1959 31.12.1959 31.12.1959 ,,,ohnunge-

beeurndes2) 

Stuttgart Stacltkr. 628 031 210 898 183 338 15,0 
llcilbronn 

" 
84 967 27 H2 26 455 J,,1 

Ulm 90 502 27 786 25 6,M ß,,1 
Aalen Landkr. 139 258 38 202 37 301 2,,1 
Backnang 

" 
86 827 25 533 2'1785 3,0 

ßöblingcn 
" 

135 -177 ,l[ 370 37 976 8,9 
Crailsheim 

" 
63 753 17 488 16 6B 5,2 

Eßlingen 
" 

190 543 59 296 51 604 1,1.9 
Göppingen 

" 
197 030 60 014 56 229 6,7 

Hcidcnhcim 
" 

109 955 33 472 31 822 .5.2 
Heilbronn 

" 
159 170 46 965 47 386 -

Kiinzelsau 
" 

30 88,1 8 096 7 820 :/,.5 
Lconhcrg 

" 
9:l 0,19 28 183 25 652 9,CJ 

Ludwigsburg 
" 

233 91,1 72,161 65 989 9,8 
Mergentheim 

" 
40 050 IO 309 10 226 0.8 

Nürtingen 
" 

126 110 :rn 28-1 36 550 ,1,1 
Ühringen 

" 
•13 2011 1 1 867 1 1 985 -

Sd1wäh. Gmii111l 
" 

98 762 27 923 26516 5.3 
Sd,wiiL. Hall 

" 
58 938 15 764 15 3H 2.5 

Ulm 
" 

81 059 21 993 210,11 4,5 
Vaihingen 

" 
72 228 21 853 21 616 l,l 

\Vail,li11gc11 
" 

182 ,12-1 55 -138 51 6-17 7,."l 

Nordwürttemberg ... 2 946139 900 3,J0') 833 579 8,0 

Karlsruhe Sta<ltkr. 23-1759 81 377 73 306 11,0 
Heidelberg 

" 
127 444 ,12 968 36 800 16,8 

Mannheim 
" 

305 544 105 666 95 981 10,l 
PForzhcim 

" 
79 532 25 919 24 754 ,1,7 

Bruchsal Lanclkr. 115 996 3,1 826 35 252 -
Bud1en 

" 
61 656 16 709 16 101 3,8 

HeiclelLerg 
" 

142 411 42 814 •12 691 0,3 
Karlsruhe 

" 
161 651 ,18 670 46 868 3.8 

i\'lannheim 
" 

15,1 342 48 763 48 497 0,5 
Mosl,ad1 

" 
62 67-1 17 532 16 482 6A 

Pforzheim 
" 

61 700 19 777 19 643 U,7 
Si11sl1cim 

" 
H 898 21 959 22 902 -

Tauberhisd,orsh. 
" 

75 783 20 ,1-58 19 759 3,.5 

Nordbuden ......... 1658 390 52696'1') 499 036 li,ti 

Freiburg Stacltkr. 138 972 •M 579 38 762 15.0 
ßatlcn-llat1cn 

" 
39 98,1 12 836 12 515 2.6 

Biihl Lanclkr. 78 358 21 447 2 J 55 l -
Donaucsd1i11gcn 

" 
6-189-1 17 930 Jll 322 -

Emmc11di11gcn 
" 

100 709 26 657 27 II! -
Freiburg 

" 
7-1 618 18 998 18 673 1,7 

Hod1sd1 wa rzwa lcl 
" 

41 902 lO 661 lO 8:l5 -
Kehl 

" 
52 433 15 358 l 5 O·IO 2,l 

Konstanz 
" 

153 636 45 665 41 70:l 9,5 
Lahr 

" 
78 932 22 381 22 752 -

Lörrad1 
" 

133 296 38 959 36 096 7,9 
Miillhcim 

" 
5:l 303 J,13-18 13 711 4.6 

Offcnl.urg 
" 

97 982 26 390 26 296 0,,1 
Rastatt 

" 
lJ,I :190 34 676 3,1850 -

Säcki11gen 
" 

(,,1 326 18 005 17 114 5,2 
Stockad, 

" 
,15 499 12 22•~ 12 IH 0,,1 

Üherlingen 
" 

56 448 15 136 15 00,1 0,9 
Villingcn 

" 
80 •186 22 767 21 9,1,1 3,8 

Waldshut 
" 

6'I 572 17 551 16 ,198 6,-1 
W0Irad1 

" 
51 655 13 43,1 13 ,;09 -

Sii<lhuclen .......... 1586 395 419 721') 434 460 :1,r; 

Balingen Lanclkr. 964'11 29 667 29 730 -
Biberad, 

" 
97 535 25 080 25 555 -

Calw 
" 

115 J,15 33 649 33 607 0,l 
Ehingen 

" 
42 922 10 660 10 695 -

Freudenstadt 
" 

57 818 16 48•1 16 85,1 -
Hcd,ingcn 

" 
,19 987 14 662 14 709 -

Horh 
" 

41 319 11 707 12 2H -
1\liinsingcn 

" 
38 641 10 0,15 10 583 -

Ravunshurg 
" 

103 399 27 880 26 123 6,i 
Ruutlingcn 

" 
l5'1761 47 132 45 573 :J,4 

Rollwcil 
" 

120 752 35 829 36 20,1 -
Saulgau II 65 402 17 219 17 ,10,1 -
Sigmari11gc11 

" 
47 567 12 952 131:M -

Tettnang 
" 

71 053 19 313 17 946 7,6 
TiiLingcn 

" 
121 :169 35 921 32 2 [8 11,5 

Tuttlingen 
" 

76 ~23 23 532 23 685 -
Wangen II 69 3,10 17 539 17 37'1 0,9 
Siiclwiir11.-l lolwnz, .. 1369 77'1 389139') 383 638 1,-1-

Bude11-Wiirl tembcrg 7 560 698 2 266 083') 2150 713 5,4 
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Was nun das Verhältnis des rechnerischen Wohnungsdefizits 
zu den „ tatsächlichen Verhältnissen" anlangt, so läßt sich dies 
nur unter ausdrücklichem Hinweis auf den Aussagewert der 
im Gesetz vorgeschriebenen Formel für die Wohnungsdefizit­
berechnung beantworten; es mull also, um Mißverständnisse 
vorzubeugen, eindeutig umrissen werden, was das rechne­
rische \Vohnungsdefizit besagt und was es nicht zum Ausdruck 
bringt. 

In erster Linie handelt es sich hei den Wohuungsfchlhe­
standsheredmungen um sogenannte „Modellrechnungen"1, die 
üher die vorherrschende Tendenz in der Entwicklimg der 
Wohnverhältnisse seit der Wohnungszählung 1956/57 Auf­
sd,lüsse vermitteln sollen. Zu diesem Zweck lassen sie sich 
uneingeschränkt auf größere Gebietseinheiten wie Bund, 
Länder, Regicrungshezirkc anwenden, zu1nal da die regio­
nalen Ahs1uf11ngen auf dem Sektor des \Vohnungswesens im 
Sinne der dem Gesetz zugrunde liegenden sozialpolitischen 
Norm durd, kein besseres Mittel gekennzeichnet werden kön­
nen. Werden solche Modcllredmungen jedoch auf kleinere 
Einheiten, in hcsondercn Fällen auf Gemeinden bezogen, so 
liegt es auf der Hand, dall sie üher den ihnen als Meßziffer 
zukommenden Aussagewert hinaus nicht auch noch Erkennt­
nisse über örtlid1e Besonderheiten, wie zum Beispiel den 
tatsächlich am Wohnungsmarkt auftretenden Bedarf, die vor­
handene Belegungsdid1te der \Vohuungen, die Mietenentwick­
lung, die Mictzahlungshereitschaft der Haushalte, künftige 
\Vohnnngshauleistungen und Zuwachsquoten der Bevölkerung 
liefern können. Vor allem wiire es völlig verfehlt, von ihnen 
zu erwarten, dall sie auch noch ins praktische Wohnungselend 
einzelner noch nicht angerncsscn untergebrachter Fa1nilien, 
die es immer gehen wird, hineinleuchten sollen. 

Überschneidungen zwischen rein rechnerischem Wohnungs­
,lefizit und örtlichen Besonderheiten der oben geschilderten 
Art liegen daher durchaus im Bereich der Möglichkeit. So 
kann zum Beispiel ein Landkreis in seiner Gesamtheit eine 
verhältnismüBig a11sgeglid1ene \Vohnungslage aufweisen, wäh­
rend die eine oder andere seiner Gemeinden noch als Brenn­
punkt auf dem \Vohnungssektor zu 1,etrachtcn ist . 

Nac-hdem das Gesetz die Statistisd1cn Landesämter zur Be­
redrnung des \Vohnungsdefizils enlsprec-heud den darin fest­
gelegten Richtlinien verpflichtet hat und es unvermeidlich 
geworden ist, im Anschluß an die in § 3 aufgeführten Be­
slimnrnngcn auch fiir Gemeinden \Vohnungsdcfizithcrcchnun­
gcn durd,znführcn, die sich mit der Häufung von „weil~en" 
Kreisen im seihen V crhältnis vervielfältigen werden, muß 
auch knrz auf die Problematik eingegangen werden, die sich 
aus der Alternative zwisd,en „rechnerischem \Vohnungsdefi­
zit" und „tatsüchlichen Verhältnissen" ergibt. 

Da im allgemeinen für \Vohnnngsdefizitherechnungen vom 
methodischen Gesichtspunkt ans mehrere Verfahrensweisen 
zur \Vahl stehen, erhebt sich die Frage, ob es mit Rücksicht 
auf den Zweck des Gesetzes nicht einlench tender gewesen 
wiirc, statt Haushalte und Normalwohnungen die Zahl der 
vorhandenen Personen nnd die Zahl der zur V crfügun_g 
stehenden Wohnräume einander gegeuüherzustcllcn. Ein sol­
.-1,er Vergleid, licBe sich jedoch, sollte er für die Praxis 
Geltung beanspruchen, als Regel nur durchführen, wenn es 
sich um Personen handelte, die in einer wirtschaftlich Legrün­
deten Gemeinschaft lehen. Eine Wirtschaftsgemeinschaft von 
beispielsweise drei Personen liilh sich unschwer in einer Drei­
ranmwohnnng 11nterhri11gen, nicht aher eine bloll konstruierte 
Einheit von drei voneinander unahhiingigen und planlos zu­
sammengewürfelten Personen. Der MaUstab „Je Raum eine 

1 Vgl. ,,Wir1scl1art u111I Stotis1ik", Helle 6 und 9, 12. Jg. N. F. 19,;9, heraus• 
gcgcl.Jcn ,·um S1a1istisd1c11 llu1ulcaa1ut. 

1) ,vohnungsuuwürtcr = süm11iJ1e l\lchrpcrsoncn-\,'ohnpartcicn plus 50 vll 
siimtliJ1c .Ei11pcrso11cn°\~'oli11parlcicu in Jeu Kreisen Uezicl1ungswcisc 60 vH 
„ümtlid1cr Eiiqu:r11011c11-\Vohn11urtde11 in Gcmci11dc11 mit 100 000 uod md.u 
Ei11wul111crn. - ~) Ohne lu!schrünkt hcwuhnharc Woh111111gcu. - 1) Al,­
wtdd11111gcu der Summc11 crklü1·cu sich durch Jus llcrcd111uugsvcrCahrea, 



Person" kann wohl für den Zweck einer Wohnraumbewirt­
schaftung herangezogen werden, keinesfalls aher für Woh­
nungsd cfizi tberechnungen. 

Der Gesetzgeber hat sich deshalb im Hinblick auf die im 
Gesetz über den Abhau der Wohnungszwangswirtschaft ver­
ankerte Berechnungsformel nicht für einen Vergleich zwischen 
der Zahl der Personen, und der Wohnräume innerhalb einer 
bestimmten Gebietseinheit entschieden, sondern zu einem 
V crglcid1 zwischen Haushalten und Normalwohnungen (ah­
„üglich der beschränkt bewohnbaren), wobei die Zahl der 
Mchrpersonenhaushalte voll und die der Einpersonenhaus­
halte zu 50 beziehungsweise 60 vH in die Berechnung ein­
gehen. Diese Methode ist nach einer Äußerung des Bundes­
wohnungshauministeriums2 „von allen an der Gesetzgebung 
Beteiligten, auch von den Ländern im Bundesrat, als der 
ciu„ig geeignete objektive Maßstab für die Ermittlung des 
Wohnungsfehlbestandes hei dem namentlich von den Ländern 
gewünsd1ten gebietsweisen Abhau der Wohnraumhcwirtschaf­
tung anerkannt worden". Da für den Stand vom 31. Dezem­
ber 1959 auf Grund der Bautätigkeitsstatistik wohl der 
,.ahlenmäBige Zugang der seit der Wohnungszählung (25. Sep­
lember 1956) erstellten Normalwohnungen hekannt ist, nicht 
aber die Zahl der Mehrpersonen- beziehungsweise Einper­
soncuhaushaltc, soll <las im September 1956 festgestellte Ver­
h,illnis zwischen den hei<len Haushaltstypen entspred1end dem 
Zuwachs der \Volrnbevölkerung gehietswcise auf den Stand 
Ende 1959 übertragen werden. 

Begriffliche Festlegung cle1· Nor111ah,•oh111111g, 
cles Haushalts und de1•"\Vobnungsa11"·ärter 

Von der bcgrifflid,en }ccstlcgnug der Normalwohnungen 
1111<1 der Haushalte sowie von der hchclfsm,il5igcn Hochred1-
nuug auf den neuesten Stand her gesehen, ergibt sich nun 
noch eine weitere Einsd1ränkung, die sich bei der Feststellung 
rechnerischer Wohnungs<lcfizi tc für gröfforc regionale Ein­
hci ten zwar nicht auswirkt, bei kleineren Gebieten (Gemein­
den) aher Berücksichtigung verdient, weil hier die örtlichen 
Verhiiltnisse mit einer Meßzahl konfrontiert werden, die man 
etwa mit einem <lurchsdrnilllichen Thermometerstand ver­
gleichen könute, dem für das gleiche Gehiel tiefere wie auch 
höhere Temperaturwerte gegcnühcrgestcllt werden, je nach­
dem diese in einem Tal oder auf einem Berg gemessen wur­
den. Das Ergelrnis der nach dem Gesetz anzuwendenden 
Formel bezieht sich also stets auf eine Gesamtheit von 
Normalwohnungen und ebenso auf eine Gesamtheit von 
Haushalten, wobei außer Betracht bleibt, oh die einzelne 
Normalwohnung aus einem o<lcr aus fünf Räumen und oh der 
Mehrpersoneuhaushalt aus zwei oder aus sed1s Personen be­
steht: Ferner sagt das Ergelmis der Wohunngsdefizithercch­
uung nichts aus über die Belegung der Normalwohnungen im 
einzelucn F,,-ll, oh zum Beispiel eine Dreiraumwohnnng mit 
einer oder mit vier Personen belegt ist. Die effektive Wohn­
dichte steht daher mit dem Problem des \Vohnungsdefizits, 
wie es im Gesetz als Maßstab festgelegt ist, in keinem Zn­
sammeuhang. Endlich steht es außer Zweifel, <laß <ler Begriff 
der Normalwohnung auf längere Sicht hin wandelbar ist. 
Eine vor mehreren Jahren durchaus noch als wohn würdig 
geltende Wohnung kann heute in Anbetracht des erhöhten 
Lehensstan<lar<ls, der auch die Wohnungsansprüche umfaßt, 
unter Umstäu<len ni,-ht mehr als normale \Vohnung angespro­
chen werden, zumal die hcgrililichc Festlegung der Normal­
wohuuug (bauliche Anlage zur Unterhriugung eines Haus­
halts mit hanplanmäfüg vorgesehener Küd,c o<ler Kodmisd1e 
und cinc1n eigenen ,vohnungscingang) nicht auch noch die 
11ualitativc Beschaffenheit oder das Baualter der \Vohnung 
einschließt, so <laß sämtliche \Vohnungstypen, außer den be­
schränkt bewohnbaren, darin enthalten sind. 

Auch vom Gesid1tspunkt der in den Bundesländern unter­
schiedlich gehandhabten Bauweise her können sid1 - wie 
oben bereits angedeutet - Varianten der Normalwohnung er-

Vgl. ,,Bulletin Jes Presse- und Informationsamtes tlcr Bmulesregicrun~", 
Nr. 125 vom 9. Juli 1960, S. 12H. 
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gehen. Großangelegte Bauernhäuser, wie sie beispielsweise in 
Niedersachsen und in Bayern in gehänftem Maße zu finden 
sind, mit einer Anzahl von Ränmen, die bequem mehreren 
Haushalten Unterkunft bieten, die aber der bun<leseinheitlid1en 
Definition entspred1en<l eine einzige Normalwohnung darstel­
len, wirken sid1 auf das rechnerische Wohnungs<lefizit eines 
Lamlcs bis zu einem gewissen Gra<l steigernd aus, während 
umgekehrt das Defizit <lurd1 die Vielfalt von Ei,,familien­
häuscrn, wie zum Beispiel in den sü<llid1en Landesteilen 
Ba,leu-\Vürttemhergs, etwas herabgedrückt wird. 

Ehenso sind bei der Definition des Haushalts insofern einige 
Vorbehalte zu machen, als hierbei 1,ishcr eine wirtschaftliche 
Einheit (gemeinsame Finanzierung der Lebensbedürfnisse) 
zugrunde gelegt wurde, die von wechselnder Struktur sein 
kaun. Ein älteres Ehepaar (Eltern) und ein jüngeres (Tod1ter 
oder Sohn mit Ehegatte), die heute noch in wirtsdrnftlicher 
Einheit zusammcnwohuen, können morgen· als zwei Haus­
halte erschcineu, wobei der eine dann als Wohnungsanwärter 
auftritt. Andererseits ergibt sid1 aus der Praxis, daß dnrd1aus 
nicht immer feststeht, ob von zwei oder drei Haushalten, die 
sich in eine Normalwohnung teilen, der eine oder andere 
als Anwärter auf eine zweite Normalwohnung anzusehen ist. 
Sul,jektivc Wünsche und objektive Maßstähe ühersdmci<len 
sich gerade im Hinhlick auf Wohnungsfragen sehr oft. 

Streiten läßt sich and1 ühcr die Höhe des Ansatzes der 
Einpersoneuhaushaltc bei den Wohnungsdefizilberechnnngcn, 
der nad, dem Gesetz allgemein zu 50 vH und bei <len Ge­
meinden mit 100 000 uu<l mehr Einwohnern zu 60 vH in die 
Berechnungen eingeht. Dieser Ansatz dürfte eher zu hod1 als 
zu niedrig gegriffen sein. Es wäre deshalb völlig ungerecht­
fertigt, gegebenenfalls gerade hierin die Ursache für zu nied­
rige Defizitzahlen zu sud1en. Das wird besonders <leutlid1 bei 
Städten mit Hod,schulcn und deren unmittelbarer ländlicher 
Umgehung, da die im Herbst 1956 als Einpersoneuhaushalte 
gezählten Studenten, soweit sie nid1t intcrnatsmäßig unter­
gebrad1t waren, die Zahl der Einpcrsoncnhaushalte in der 
hetreffendcn Gemeinde erhöhen, ohne daß damit Ansprüdie 
auf Normalwohnungen verbunden wären. 

Schlicßli..!1 spiele{; im Hinblick auf die Wohuungsanwärtcr 
nod, zwei bedeutsame Fragen eine Rolle: einmal, ob alle in 
einer Gemeinde oder in einem Kreis festgestellten Wohnungs­
anwürter aud1 wirklich auf eine Normalwohnung in der glei­
chen Gemeinde oder im seihen Kreis reflektieren, oder ob sie 
ihren Wohnungshcdarf außerhalb der Gemeinde oder des 
Kreises, zu deren Wohnhevölkerung sie gehören, decken wol­
len; zum andern, oh es gerechtfertigt ist, <las Verhältnis der 
Zahl der Hanshaltc am 31. Dezember 1959 zur Zahl <ler 
Wohnbevölkerung Eu<le 1959 dem im Hcrhst 1956 (Woh­
nungsziihlung) vorliegenden Verhältnis gleichzusetzen. Je 
nachdem ergehen sich umvcigerlid1 gewisse Versdiiebungen 
des Wohnungsdefizits nach unten oder nach oben. 

Bei allen hier aufgeführten Einwänden handelt es sid1 um 
Differenzierungen und Nuancen, denen im Rahmen der Woh­
nungsdefizitberechnungen nad1 der vorgegebenen Methode 
für größere Gebietseinheiten keinerlei Bedeutung zukommt, 
weil sie hier durch weitgehende Ausgleichstendenzen nivelliert 
werden, um so mehr aher bei kleineren regionalen Bezirken. 
Inwieweit Korrekturen oder Ergänzungen des rechnerischen 
Wohnungsdefizits dieser Gchietscinheiten angehrad1t sind, 
k~nn nur empirisch und im Individnalvcrfahren entsd,ie<len 
werden. 

Fragwürdig aber erscheint es anf jeden Fall, dem rcdmeri­
sd1en \Vohn nngsdefi„it den örtlichen \Vohnungsbe<larf, also die 
Zahl der sogenannten,, \Vohnungssuchen<len" gegenüberzustel­
len, die dann gleid,sam die „tatsäd1lid1e11 Verhältnisse" reprä­
sentieren sollen. Unbesdiadet dessen, daß die Zahl der Woh­
nungssuchenden, welche die Gemeinden dem Statistischen 
Landesamt jeweils melden, für einen jährlid, zu erstellenden 
Bericht über die Wohnungslage verwendet wird, mnß <loch 



festgestellt werden, daß es auf dem Gehiet der Wohnungs­
statistik keinen unci11hcitli,~1eren und sd1wercr faßharen Be­
griff giht, als den des „Wohnungssuchenden". Auch die Zwei­
teilung in „echte" und „unechte" Wohnungssuchende ist völlig 
nnz11länglid1. Örtliche Üherprüfungcn anliißlid, der Woh­
nnngsslatistik 1956 haben ergehen, daß seihst hei den Ein­
wohnerkarteien der Gemcindevcrwaltnngcn ans Gründen von 
Doppelwohnsitzen oder von Ahmcldcvcrsiiumnissen der Meldc­
pllirhtigcn zahlreiche Berichligungen vorgenommen werden 
mußlen, um auf den Stand der Wohnhevölkerung, wie ihn 
die Ziihlung erhrad,t hat, zu kommen. Mit den Karteien der 
\Vol111ungsiimter, soweit sie ül,erhaupt noch hcstehcn, verhält 
es sich oft nicht viel anders, wobei die \Vohnnngsiimter sich 
,lurd,aus im gulen Glauhen üher die Vollstiincligkeit und 
Richtigkeit der hei ihnen vorhandenen Unlerlageu hcfinclen 
mögen. 

Vielfach hahen sich infolge der regen ßautäligkeit die Ver­
hiiltnisse auf eiern Wohnungsmarkt anch hei noch hcstehcn,ler 
\Vohnraumbcwirtschaftung währen,! der vergangenen Jahre 
in einem Maße gewamlelt, daß auch ,lcr Begriff des Woh­
nungssud,enclen nicht mehr in allen Stiicken seinem früheren 
Inhalt enlsprid,t. Eine kürzlich von ,!er Stadt ßod111m durch­
geführte Testerhclu111g bei einem Zehnlcl aller eingetragenen 
wol111ungssud1en1lcn Parteien hat hcispiclswcise ergehen, clall 
25 vH der \Volmungssuchenclen bereits nach auswiirts ver­
zogen waren; :iO vH hatten überhaupt nicht geantwortet und, 
wie anzunehmen war, dadurch ihre Interessenlosigkeit he­
kundet, 15 vH hatten erklärt, daß sie keine Wohnungszutei­
lung mehr wünsrhtcn, und weitere 15 vH hcsaßcn in Bochum 
hercits eine Wohnirng als Hauptmieter, so daß lccliglid1 nod1 
l S vH auf eine \Vohnnng reflektierten. An,lerersci ls dürfte 
nid,t daran zn zweifeln sein, daß ein großer Teil noch unzu­
reid1en1l untcrgchrad1ter \Vohnpartcicn auf einen Antrag 
heim Wohnungsamt einfach vcrzid,tct hat, da wegen geringer 
Mictzahlungshereilsd,aft oder aus anderen Gründen kein 
cntsprerhendcr Erfolg erwartet wurde. 

Die Unzuliiuglid,keit des Maßstahcs und die gcl,ietsweisc 
Unterschiedlichkeit der Zahlen von ·wohnnngssud1e1Hlen, uni er 
,Ienen vielfach auch Auswiirtige, Evakuierte und Pendler figu­
rieren, lassen also auf den tatsiidilichcn örtlichen Wohnuugs• 
heclarf keine genauen Schliisse zu. Sie können auch nicht den 
red111crisdie11 \Vohnnngsclefizitergehnisscn als Argument für 
den Nad,weis der „tatsächlichen" Verhiiltnisse entgcgengehal­
len werden. Nach dem Gesetz sollen deshalh in die statis1i­
sehc11 Berechnungen nicht die sogenannten ,,'\\'ohn1111gssnchcn-

1len", sondern die ,,\Vohnungsanwärler" (Zahl ,Ier Mehr­
personenhaushaltc nncl SO beziehungsweise 60 ,·H der 
Einpersonenhaushalte) einl,ezogcn wcnlen. Allenfalls dient 
die Zahl der Wohnungssuchenden zu einer gewissen Kcnn­
zeiclmung der örtlid1en Besonilerhciten, die man im Zusam-

1ncnhang 1nit den anfa11gs aufgcfiihrtcn regionalen Faktoren 
nie in Ahrcclc stellen wird, ilie aher im Zusammenhang mit 
Wohnungsdefizitfragen eingehen,ler Überprüfungen bedürfen. 

'''ohnungsdeftzit uncl ,vohnbanflirde1•nni: 

Zuweilen ist hei Anfcd1111ngcn des rcd111erische11 \Vol1111111gs­
defizits auf Kreis- oder Gemei111leel1enc auch zum Ausdruck 
gekommen, <laß es dabei nicht einmal so sehr um die Auf­
recl,terhaltnng oder den Ahhan der Wolmranmhcwirtschaf­
lnng gehe, sondern um die Frage, oh anrh noch bei einem 
\Voh111111gs1lefizit unlcr 3 vH die weitere \Vohnl,aufiirilerung 
in dem hetroITcncn Kreis oder in der Gemeinde gcsid1ert sei. 
A111hentisd1e Äußerungen des ßundesministcrinms fiir Woh-
111111gsha11" hierzu besagen, daß ,Iie Aufhehung der \~1ohnnngs­
zwangswirlschaft, die sich am Maßstah des rechnerischen 
\Volurnngsdcfizits orientieren soll, in keinem unmittelbaren 
Z11sam111e11hang mit der Einschriinkung von Wohnhauförclc­
rungsmi t tcln siehe. Es soll vielmehr „unlcrschiedlichcn, ört­
lich I,csondcrs schwierigen V erhiiltnissen Rechnung getragen 
werden". Ferner an anderer Slelle4 : ,,Von der Bundesregie­
rung und von dem Ilnnclcsminister für Wohnungsbau ist 
immer mit Nachdruck erklärt worilen, daß auch in den so­
gcnannlcn ~,veißcn Kreisen' weiter \Vohnungsncuhau und aut·h 
iiITentlich gefönlcrter sozialer Wohnungshau notwcn,lig ist, 
einfach dcshall,, weil das Lehen weitergeht, weil neue Haus­
halte entstehen, weil Z11wanclcr11ng nncl wirtschaftliche Ent­
wicklung neuen \Voh1111ngsheclarf enlstehen liißt, weil nicht 
zuletzt im Zug,: des wirlschaftli..I,cn und sozialen Aufsteigcns 
der arheitenclen Menschen nnd der Vergrößerung der Fami­
lien ein stündig steigender li11111sd1 nach Eigentum an Heim 
111111 Boden, den die Bundesregierung hcwnlJt fördert, ent­
slehen wird ... " Daß mit dem slnfcnweiscn Ahhau der Woh-
1111ngszwangswirtsd1aft nicht ~ug1ei<"h an eine Drosscluug, son­

dern an eine Beleh1111g der ßautiitigkcit gedacht ist, geht 
a11d1 schon daraus hervor, daß fiir die niichsten drei Jahre der 
llau ,·on weiteren ],2 his 1,5 Millionen "\'\1olmungcn im ßun• 
,lcsgchict geplant ist, durch die ,las noch hcslehendc \Voh-
111111gsclefizit trolz wachsc1uler Bevölkerungszahl cll!lgiiltig 
hcreinigt werden soll. Im Hinhlick anf ,liese Planung wiire 
es müUig, das Augenmerk allzu stark auf das gegenwärtig 

viel disknlicrle Wohn11ngs1lefizit zu rid,tcn, dessen Bered1-
111111gsfonncl 111111 einn1al (l11rd1 Bundesgesetz endgültig 

festgelegt ist. Immer dringender schicht sich dafür das Bau­
lanclprol,lem in den Vonkrgruml, ,Jessen Lösung gcmiiß dem 
im Juni ,Iicscs Jahres vcrahschiecletcn Dunclcshaugesetz weit­
gehend die Vorausselznng ,lafiir l,ilclel, daß der für die 
niil'hsle Zeit 110,·h hcslehcnde oder crwad,senclc Wohnungs• 
hcclarf hefrie,Iigt werden kann. Waldcmar Oelridi 
3 n. n. 0. 
,. Vgl. die Al,hnrullung: Zum Gesetz iiher Jen Ahhnu tlcr \Vnhn1111v;.-;zwnngs­

wirtsdwf1 uncl iilier ein sozinles Miet- untl \Vol111rcd1t von 1V[inislcrial­
clircklor Dr. S1~iorns1ciu im 11 ßundcshn11Llntt", Heft 7, 1960, Seite 359 IT. 

Die Umsätze uml ihl'e Besteuerung 1959 
Ha11plcrgch11issc der Umsalzslc11erstatistik 1959 uad, tler wirls1·haf1lichcn Gliederu111, 

Aur Gruud der VerorJ11u11g Jer Bundesregieruug vom I. März 
1960 (BGB!. l S. 153), die riir weitere drei Jahre die Red,1,grund­
lage riir die Erhebung von Umsatzs1euerstatis1iken in \'Creiurad,ter 
l•'orm bildet, ist die Statistik für das Kalenderjahr 1959 im Bundes­
gehiet u11d in Berlin (West) im bisherigc11 Umrang durd,gefiihrt 
worclen. Die Jlinanziimter liderten als Unterlagen fiir 1lie Slatistik 
wie in den Vorjahren sogenannte „Adremahliitter", riir die sie die 
Zahlenangahen größtenteils aus den Umsatzsteuer-Überwadrnngs• 
hogen zu enlnehmen hatten. Lediglid1 sold1e Normalziihlhlätter 
waren audt für Organkreise ausznrülle11, die bereits in der Umsatz­
Hl1Juersta1istik riir 1958 slaliSlisdt erfollt worclen waren und im 
Kulenderjuhr 1959 weder Zugiinge nodi Ahgiinge aufwiesen. Dage­
gen waren für bereits 1958 erfaßte, aber 1959 dnrd1 Zugänge oder 
Abgiinge veriinderte Organkreise sowie für im Jahr 1959 neu gebil• 
Jete Organkreise Sonderzählhliiller einzureidien. Zum Zwed<e eines 
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111Uglid1st gc11u1w11 Vurglcid1s mil tlcm Vorjahr w1!r1lc11 i11 1Iicsur 
Ahlrnn1ll11ng die E,g„hnisse ,les Jahres 1958 nad1 Um,ctzungcn ent• 
•pred1end den ]959 1:rfolgten Erweiteruugen 111111 Nuuhildungen von 
Orgunkreiscn gehrad11. Das Ausmaß dieser Umsetv.ungen ist anzahl­
nnil wertmiißig gering. In eiuigen wid,tigen Füllen sind außerdem 
llerid1tigungen der Vorjahresergllh11isso auf Gru111l hesscrer Unler• 
lagen ,·orgcnommen worden. Die Hauptergehuisse Für 19fi9 si111l 
zwar als vorläufig anzusehen, dürften sid, jedod, i11sgcsamt nur nod1 
geringHigig ii111lern. 

Wie im Vorjahr beziehen sidi die Angaben in diesem Beitrag nur 
auf Steuerpßichligc mit Johresumsiitzen von 8000 DM und mehr. 
Infolge Steuerhdreiung werden Kleinunternehmen mit Umsätzen 
von weniger als 8000 DM 111111 die Umsiitze der La111lwir1schaft durdi 
die Umsatzsteuerstalistik 11id1t erfußt. 




